
Die aktuelle Schengen/Du-
blin-Debatte findet bei den Grü-
nen hauptsächlich im europa-
politischen Kontext statt. Das
müsste nicht zwingend so sein:
war doch der Beitritt zu
Schengen/Dublin starker
Wunsch der Schweiz, nicht der
EU.

Notwendig wäre es vielmehr,
dass die Grünen aus liberaler
Perspektive die aktuelle Debatte
um Innere Sicherheit, um immer
neue Schnüffellizenzen und wei-
tere Ausdehnung sogenannt prä-
ventiver polizeilicher Kompeten-
zen grundsätzlich hinterfragen,
in deren Kontext auch
Schengen/Dublin steht.

Seit dem 11. September
braucht sich die Entwicklung
vom Rechts- zum Sicherheits-
staat nicht einmal mehr zu ver-
stecken. Eine rasant wachsende
DNA-Datenbank steht seit An-
fang 2005 auch auf  gesetzlicher
Grundlage. Rayonverbote und
Wegweisungsartikel für Auslän-
derInnen und SchweizerInnen
schränken die Bewegungsfreiheit
ein. Präventive polizeiliche
Kesseltaktiken treffen Globali-
sierungskritikerInnen und Fuss-
ballfans gleichermassen. Und das
Unwort des Jahrzehnts heisst
„Missbrauch“. In allen Feldern
bildet der Missbrauchsdiskurs
das Scharnier zwischen der „lin-
ken“ Forderung nach sozialer
Sicherheit und „rechtem“ Kon-

troll- und Ausgrenzungsbe-
dürfnis.

Systematisch untergraben
werden so grundlegende Prinzi-
pien des liberalen Rechtsstaats
wie die Unschuldsvermutung,
der Schutz der Privatsphäre und
das Recht auf  persönliche Frei-
heit, das Prinzip der Rechts-
gleichheit und das Willkür-
verbot.

Die Grünen müssen diesen
liberalen Grundsätze auch bei
der anstehenden Entscheidung
zu Schengen/Dublin das not-
wendige Gewicht geben. Denn
– provokativ formuliert – noch
vor oder zumindest gleichrangig
mit der ebenfalls drängenden
Herausforderung, eine gerechte
und nachhaltige Gesellschaft zu
gestalten, müsste in der aktuel-
len politischen Situation für die
GRÜNEN als Grundrechts-
partei die kompromisslose Rück-
eroberung der „alten“ bürgerli-
chen Freiheiten auf  der politi-
schen Traktandenliste stehen.
Ohne diese Freiheiten ist jede
Perspektive eines demokrati-
schen Wandels versperrt. Wir
GRÜNEN dürfen uns nicht der
modischen Doktrin des Staats-
schutzes verpflichten, sondern
müssen einstehen für den Schutz
des Individuums und seiner
Rechte vor dem Machtanspruch
des Staates.

Balthasar Glättli,
Ko-Präsident Grüne Zürich

Sicherheit kann gefährlich sein

Liberale Grundsätze ernstnehmen!

Grundrechte konkret!
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Wer Macht will, macht zu-
erst mal Angst. Dann liefert
er das Rezept: seine starken
Muskeln. Seit dem 9/11-Vor-
fall wird die Bevölkerung mit
der Angst vor Terror und Ver-
brechen eingeschüchtert. So

ist der Weg frei für einen to-
talen Staatsschutz. Die EU
baut innen Grenzen ab, zieht
sie dafür aussen hoch. Jeder
Nicht-EU-Bürger ist eine Ge-
fahr. Wer es trotz allem in die
EU schafft, wird mit dem
Dubliner Erstasylabkommen
abgewehrt. Die EU gedeiht,
derweil Millionen auf der süd-
lichen Hemisphäre auf der
Flucht sind. Die Mächtigen
stört es nicht. Sie sorgen da-
für, dass die letzten Ölquellen
noch fliessen. Die Milleniums-
ziele gegen Armut sind aber
nicht ohne Verzicht erreichbar
(www.un.org/millenium-
goals). Dieses Versprechen
muss unser Ziel sein und
nicht Schengen/Dublin.

Geri Müller, NR Grüne AG
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Nein zur EU-Repressionspolitik

Nein zu Schengen/Dublin
instrument im Schengener
Raum ist das SIS. Die Daten
von über zwei Millionen Per-
sonen sind im SIS gespei-
chert. Nur 1,6% dieser Perso-
nen werden mit Haftbefehl
gesucht. Die übrigen sind
Nicht-EU-BürgerInnen, v.a. ab-
gewiesene Asylsuchende, die
keiner Straftat verdächtigt
werden, sondern die zur Zu-
rückweisung ausgeschrieben
sind.

Dennoch wird das SIS als
Mittel der Verbrechensbe-
kämpfung angepriesen. Der
Verkaufstrick verfängt. Die
Debatten über die sogenann-
te „Ausländerkriminalität“
haben das Terrain vorberei-
tet.
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Durch Rückübernahme-
abkommen und Polizei-
verträge hat sich die Schweiz
sukzessive an das repressive
Europa angenähert. Für den
vollen Schengen-Beitritt ist
die Aufhebung der Personen-
kontrollen an der Grenze vor-
gesehen. Wer diesen Schritt
als „Öffnung“ feiert, ist reali-
tätsfremd. Mit dem Abbau
der Personenkontrollen
kommt die Schleierfahn-
dung.

Grenzwacht und Polizei
würden überall fahnden und
alle kontrollieren (mobile
Kontrollen im Hinterland).
Diskriminierende Kontrollen
vor allem gegen Schwarze
sind heute schon gang und

gäbe. Legaler oder illegaler
Aufenthalt lässt sich jedoch
nicht an der Hautfarbe able-
sen. Mit Schengen würde die-
se Praxis verschärft und auf
uns alle ausgeweitet.
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Ohne Fingerabdruck kein
Asylantrag! Das Dubliner Erst-
asylabkommen bekämpft
das „Asylshopping.“ Mit dem
Beitritt zum Dubliner Abkom-
men könnte die Schweiz
beim EU-Fingerabdruck-
register Eurodac mitmachen.
Sollte die asylsuchende Per-
son registriert sein, so kann
diese sofort an den Staat
zurückgeschoben werden,
über den die Person in die EU
gekommen ist. Für die offizi-
elle Schweiz eine willkomme-
ne Regel. Künftig wäre bei
Flüchtlingen nur noch der
Reiseweg relevant. Verfol-
gung, Folter, Gefährdung von
Leib und Leben würde nur
noch am Rande interessie-
ren. Das Asylrecht würde fak-
tisch abgeschafft.
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Unser Öffnungsprojekt ist
die Vernetzung von
Menschenrechtsbewegungen
über die nationalen Grenzen
hinweg.

*Grossrätin Grünes Bünd-
nis/BastA! Basel

von Margrith von Felten*

Innere Sicherheit und die
Bewältigung der „Migrations-
ströme“: Das sei der Zweck
des Schengen/Dublin-Ab-
kommens. In Wirklichkeit
wird die Festung Europa per-
fektioniert. Es wird dafür ge-
sorgt, dass sich das reiche
Europa gegen Menschen aus
ärmeren Teilen dieser Welt
abschotten kann. Schengen/
Dublin realisiert EU-
Abschottungspolitik. Die Po-
litik von Blocher und Schily,
von Blair und Sarkozy ist ge-
fährlich – nicht nur für
MigrantInnen, sondern für
uns alle.
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EU-Repressionspolitik wi-
derspricht unseren Vorstel-
lungen einer offenen Schweiz
in einem offenen Europa.
Schengen/Dublin ist kein
„Öffnungsprojekt“! Der Bei-
tritt bringt die Schweiz keinen
Schritt näher zur EU. Mit
Schengen/Dublin hat die
Schweiz ihr Steuerhinter-
ziehungsgeheimnis und den
Zugang zum Schengener In-
formationssystem (SIS) gesi-
chert. Finanzjongleure freuen
sich. Offener werden die
Grenzen lediglich für die Poli-
zei.
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Wichtigstes Abschottungs-



Kommentar

Taktische Argumente – hinterfragt
von Martin Flückiger

In der inhaltlichen Beurtei-
lung der Abkommen von
Schengen/Dublin sind sich
BefürworterInnen und Geg-
nerInnen eines Beitritts im
rot-grünen Lager weitgehend
einig: Schen-
gen/Dublin
stehen für
eine repressi-
ve Asyl- und
Migrations-
politik. In der
a k t u e l l e n
Auseinander-
setzung ste-
hen denn
auch vor al-
lem taktische
Über legun -
gen im Vordergrund. Die Be-
fürworterInnen eines Beitritts
führen hauptsächlich 4 Argu-
mente ins Feld:
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Dem möchte ich folgende
Fragen entgegenhalten:
Wenn die Schweiz bereits Mit-
glied der EU wäre, gehörten
wir dann nicht zu den schärf-
sten Kritikern der Abschot-
tungspolitik, die mit Schen-
gen/Dublin vorangetrieben
wird? Müssen wir den beiden
Abkommen zustimmen, nur
weil wir noch nicht Mitglied
der EU sind? Eine Ablehnung
der beiden Abkommen wäre
ein deutliches Signal, dass
die Festung Europa nicht das

gemeinsame Haus Europa
ist, das wir gerne mitgestal-
ten würden. Und dass wir
NEIN zum negativen bilatera-
len Rosinenpicken sagen, das
ja ursprünglich von der SVP
angeregt wurde!
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Blocher denkt bereits laut
über die Aufhebung der indi-
viduellen Prüfung der Asyl-
gesuche nach – ein Recht,
das in den Abkommen von
Schengen/Dublin verbrieft
ist. Doch kann man den Teu-
fel mit dem Belzebub austrei-
ben? Blocher zu stoppen ist
nicht Sache der EU, sondern
unsere Aufgabe hier in der
Schweiz. Zudem stimmt es
nicht, dass die EU-Mindest-
standarts im Asylbereich ein
Teil des Dubliner Abkom-
mens sind. Wenn die Schweiz
„Dublin“ beitritt, übernehmen
wir nur den repressiven Teil,
und bleiben bei den
Mindeststandarts aussen vor.
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Fakt ist:
Schon lange
nicht mehr hat-
ten wir so weni-
ge Asylgesuche
wie gerade jetzt.
Das hindert je-
doch SVP und
Blocher nicht,
eine Verschär-
fung nach der
andern zu for-
dern. Ein direk-

ter Zusammenhang mit der
Zahl der Asylsuchenden ist
nicht auszumachen, das The-
ma ist zu sehr ideologisch be-
setzt.
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Das stimmt leider. Aber
die Verschärfungen des Asyl-
und Ausländergesetzes wur-
den von den Bürgerlichen ge-
gen unseren erbitterten Wi-
derstand durchgeboxt. Wie
können wir weiterhin glaub-
würdig für eine offene und so-
lidarische Schweiz eintreten,
wenn wir gleichzeitig zwei Ab-
kommen befürworten, die so
ziemlich für das Gegenteil
von dem stehen, was wir an-
streben?
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von Daniele Jenni
Das Schengen-Abkom-

men liegt auf der Linie jener
Bestrebungen, die gemeinhin
als „Kontrollstaat“ bezeichnet
werden. Im Zug der Globali-
sierung, der privaten Aneig-
nung aller Ressourcen und
Aktivitäten, die Gegenstand
einträglicher Investitionen
werden könnten, nimmt die
Unsicherheit der Arbeitsplät-
ze, der sozialen Absicherung,
aller überschaubaren Le-
bensgestaltung allgemein,
laufend zu. Der daraus entste-
hende potentielle wie reale
Widerstand muss einerseits
auf Ersatzobjekte abgelenkt,
andererseits möglichst von
vorneherein verunmöglicht
und entmutigt werden. In der
Linie dieser Bestrebungen
liegt das Schengener Abkom-
men. Es ermöglicht nur
scheinbar freie Zirkulation
innerhalb des europäischen
Raums dank Wegfall der
Grenzkontrollen – diese kön-
nen bei „Grossveranstaltun-
gen“ wieder eingeführt wer-
den und dienen bei solchen
Gelegenheiten regelmässig
dazu, die gesamteuropäische
Ausübung beispielsweise der
Demonstrationsfreiheit illu-
sorisch zu machen. Das Ge-
genstück zur scheinbar freien
Zirkulation, die verdachts-
freie Kontrolle im grosszügig
definierten grenznahen
Raum, Vorstufe der bald
raumdeckenden europa-
weiten verdachtsfreien
Schleierfahndung, erlaubt
ohne jede einschränkende
Voraussetzung Kontrollen be-

liebiger Bevölkerungsgrup-
pen – eine Möglichkeit, die
sachlogisch zu Diskriminie-
rung, Einschüchterung und
Willkür führen muss. Grund-
lage und Registrierungsme-
dium dieser geballten
Überwachungsvorgänge ist
dabei das SIS, das Schen-
gener Informationssystem.
Dieses sammelt neben Daten
über Personen und Gegen-
stände aller Art namentlich
die Ergebnisse verdeckter
Überwachung politischer Tä-
tigkeiten, die auf Veranlas-
sung der für die Staatssicher-
heit zuständigen Stellen dann
vorgenommen werden dür-
fen, wenn Anhaltspunkte da-
für vorliegen, dass diese Infor-
mationen zur Abwehr einer
erheblichen Gefährdung oder
Gefahr für die innere oder
äussere Sicherheit des Staa-
tes notwendig sind. Damit
werden nicht etwa strafbare
Handlungen, sondern politi-
scher Dissens aller Art erfasst
– eben gerade auch der
grundrechtsgewährleistete
Widerstand gegen die oben
angeführten wirtschaftlichen
und politischen Tendenzen.
Grundrechtsgarantien ver-
schwinden hier im uferlosen,
nicht definierten Bereich po-
litischer Opportunität herr-
schender Interessen. Unter
geht gleichermassen der Da-
tenschutz. Bei der Ausschrei-
bung zur verdeckten Regi-
strierung etwa und „wenn
dies zur Durchführung einer
rechtmässigen Aufgabe uner-
lässlich ist“, unterbleibt das
Recht auf Auskunftsertei-

lung. Die Behauptung, durch
den Schengen-Beitritt handle
sich die Schweiz einen besse-
ren Datenschutz ein, ist Le-
gende. Sämtliche Vorausset-
zungen, die dies bewirken
könnten, gewährt das
Schengen-System nicht. Vom
SIS erfasst werden auch In-
formationen, die von Interes-
se sind, künftige Verbrechen
oder Bedrohungen der öffent-
lichen Ordnung und Sicher-
heit zu verhindern. Hier wird
die Erfassung grenzenlos, die
Unschuldvermutung wird auf
den Kopf gestellt. Schengen
ist die europäische Form des
Polizei- und Überwachungs-
staates – ein Preis, der für die
Annäherung an die EU nicht
entrichtet werden muss und
der nur unter Verlust der poli-
tischen Glaubwürdigkeit be-
zahlt werden kann.

Nicht mehr Offenheit sondern mehr Kontrolle ist der Zweck von Schengen

Offene Grenzen – aber nur für Ausgewählte


